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VON VOLKER SINDT

❱❱ Nur wenige Wochen her ist der Ver-
bandstag von Haus & Grund Schles-
wig-Holstein. Drei der wichtigsten, 
dort formulierten Haus & Grund-For-
derungen lauteten: die Straßenaus-
baubeiträge abscha� en, die Grunder-
werbsteuer auf ein erträgliches Niveau 
senken und weg mit der Mietpreis-
bremse. 

Die ist jetzt weg, jedenfalls dem-
nächst. Und die Kappungsgrenzen-
verordnung gleich mit. So sieht es der 
Koalitionsvertrag vor. In diesem Punkt 
haben CDU und FDP nun Wort gehal-
ten und die GRÜNEN o� enbar über-
zeugen können, dies unsinnige, nutz- 
und e� ektlose Instrument sang- und 
klanglos verschwinden zu lassen – 
ein schöner Erfolg für Haus & Grund 
Schleswig-Holstein. Daniel Günther 
ha� e es dem Verband „in die Hand 

versprochen“. Nun will er dieses Ver-
sprechen halten. Das wird nur wenig 
durch die Aussage geschmälert, diese 
Verordnungen durch „geeignetere In-
strumente“ zu ersetzen. Aus Sicht von 
Haus & Grund wäre die direkte Unter-
stützung  bedür� iger Mieter sinnvoll.

Auch in der Finanzpolitik waren sich 
die kün� igen Koalitionäre sehr schnell 
einig. Die interessierte Ö� entlichkeit 
stellte verwundert fest, mit wie viel Lob 
Monika Heinold, Verhandlungsführe-
rin der GRÜNEN und bisherige Finanz-
ministerin, von den neuen Partnern 
bedacht wurde. O� ensichtlich ha� e 
sie die Gespräche gut vorbereitet und 
die Vorschläge waren tragfähig. 

Ein Vergleich zwischen Programm 
und Realität ist aufschlussreich

Aus Sicht von Haus & Grund ist 
der eingeschlagene Weg auch bei 
den beiden anderen Forderungen 

richtig, wenn auch die Ziele dort 
noch nicht erreicht sind. In der 
Aprilausgabe unserer Zeitung ha� e 
sich die CDU eindeutig für eine Sen-
kung der Grunderwerbsteuer auf fünf 
Prozent ausgesprochen. Sie sah den 
bisherigen Satz von 6,5 Prozent als 
massiven Standortnachteil für Schles-
wig-Holstein an. Die FDP propagier-
te das interessante Modell, die Grund-
erwerbsteuer für den erstmaligen 
Erwerb selbstgenutzten Eigentums bis 
500.000,– € ganz abzuscha� en. Ein-
zig die GRÜNEN lehnten eine Sen-

kung der Grunderwerbsteuer katego-
risch ab. 

Herausgekommen ist, dass sich erst-
mal nichts ändert. Man beabsichtigt 
nun, die Grunderwerbsteuer erst dann 
wieder auf fünf Prozent zurückzufüh-
ren, wenn es bundesgesetzlich gelingt, 
auch Wohnungsunternehmen an die-
ser Besteuerung teilhaben zu lassen. 
Das scheint gerecht, wird aber Jah-
re dauern und liegt nicht allein in der 
Hand dieser Landesregierung. Damit 
wird die Chance vertan, bereits jetzt 
und zu Zeiten des (noch!) billigen Gel-
des, jungen Familien den Zugang zum 
privaten Grundeigentum zu ermögli-
chen. So droht eine wichtige soziale 
und wohnungspolitische Komponen-
te in den Hintergrund zu treten. We-
der wird mehr Wohnraum gescha� en, 
noch die Vermögensbildung erleich-
tert. Hä� e man nicht dem FDP-Vor-
schlag folgen sollen und die Grund-
erwerbsteuer für Familien und beim 
Ersterwerb abscha� en oder wenigs-
tens auf den niedrigeren Satz senken 
können? Nun sprudeln die Einnah-
men weiter, zur Freude der kün� igen 
Finanzministerin Heinold. Scheinbar 
haben sich die GRÜNEN durchge-
setzt, der Wohnraumversorgung und 
der Alterssicherung aber keinen guten 
Dienst erwiesen.

Im Ansatz richtig ist aus Sicht von 
Haus & Grund, es kün� ig den Kommu-
nen  überlassen zu wollen, ob sie Stra-
ßenausbaubeiträge erheben. Bisher 
waren sie dazu gezwungen. Die Än-
derung ist eine Stärkung der kommu-
nalen Selbstverwaltung, zugleich aber 
auch eine Schwächung. Unangenehme 
Entscheidungen werden nun auf die 
Kommunen verlagert. 

 Leider konnte sich die FDP auch 
hier nicht durchsetzen. Sie ha� e noch 
im April einen Verzicht auf die Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen ge-
fordert. So ist das Ergebnis der Koa-
litionsverhandlungen aus Sicht von 
Haus & Grund in diesem Punkt eine 
Etappe, aber noch lange kein Endziel. 
Nun dür� en in vielen klammen Ge-
meinden spürbare Grundsteuererhö-
hungen als Einnahmeersatz folgen, 
allerdings dann unter Beteiligung der 
Mieter – wenn man welche hat und 
mit  ihnen Nebenkosten abrechnet.

Die privaten Grundeigentümer in 
Schleswig-Holstein können weiter ge-
spannt sein, ob sich die Regierungs-
parteien an die Vergangenheit und an 
ihre Wahlversprechen erinnern, sie 
umsetzen oder dem Koalitionsfrieden 
opfern. Haus & Grund wird diesen Pro-
zess aufmerksam begleiten.

So sieht er aus, wenn keine Sitzung sta�  ndet: Der Plenarsaal des Schleswig-Holsteinischen Landtages.  LANDTAG SH

Neue Regierung erfüllt  
erste Forderung

Großer Erfolg für Haus & Grund Schleswig-Holstein

 Die Frage ist: Welche 
Wahlversprechen will 
man umsetzen und 
welche kann man dem 
Koalitionsfrieden opfern? 

❱❱ Es ist in Kiel das wohl wichtigs-
te städtebauliche Vorhaben seit Jahr-
zehnten. Die Bebauung ehemaliger 
Wer� § ächen am Innenstadthafen,  der 
sogenannten Hörn, steht nach jahr-
zehntelanger Planung und teilweiser 
Ausführung jetzt vor dem Abschluss. 
Um die Vorgeschichte kurz zu ma-
chen: Zahlreiche Wohnungsunterneh-
men und so auch Haus & Grund gehö-
ren zum Kreis der sogenannten Woh-
nungsmarktakteure, die sich um die 
Weiterentwicklung der Stadt Gedan-
ken machen. Hier entstand die Idee 
einer gemeinsamen Realisierung die-
ses, für die Innenstadtentwicklung so 
wichtigen Areals. Haus & Grund Kiel 
hat sich mit einer Einlage beteiligt. Für 
die Struktur des zukün� igen Stadt-

viertels und seiner Architektur ist das 
von großer Bedeutung. Eine uniforme, 
nur auf die Interessen von auswärti-
gen Investoren ausgerichtete Bebau-
ung, wie man sie von anderen Kieler 

Neubauprojekten kennt, will man ver-
meiden. 

Götz Bormann, Vorsitzender von 
Haus & Grund Kiel, hat nun das Projekt 
auf der jüngsten Mitgliederversamm-
lung vorgestellt. Der Verein wird das 
über die Haus & Grund Projekt GmbH 
Kiel steuern. Ziel ist die Mitgliederbe-
teiligung und eine breite Eigentums-
streuung. Favorisiert wird dabei ein 
Miteigentumsmodell: Haus & Grund er-
wirbt eines der Grundstücke in den zu 
entwickelnden Baufeldern, bebaut es 
mit einem Mehrfamilienhaus und ver-
kau�  es in kleinen Tranchen an die 
Mitglieder. Dies ist schon ein ziem-
lich großer © nanzieller Brocken, der 
gestemmt werden muss, aus Sicht des 
Vorstandes aber auf diese Art und 

Weise auch gestemmt werden kann. 
Wenn dieses Projekt grei� , © n-

den sich am Ende 100 bis 200 Haus & 
Grund-Mitglieder in einer Eigentümer-
gemeinscha�  zusammen. So wird der 
Verein seinem satzungsgemäßen Auf-
trag gerecht, die breite Streuung von 
privatem Grundeigentum zu fördern. 
Fragen, wann es losgeht und wie viele 
Anteile jedes Mitglied erwerben darf, 
werden jetzt geklärt. Sollten nicht alle 
Anteile verkau�  werden, bleiben sie 
im Besitz des Vereins und damit aller 
Mitglieder. So ist gewährleistet, dass 
an dieser so prominenten Stelle in na-
her Zukun�  eine Haus & Grund-Immo-
bilie steht – ein Imagegewinn mit wirt-
scha� lichen Vorteilen, der bereits jetzt 
bundesweites Aufsehen erregt.

Ein Grundeigentümerverein als Stadtentwickler
Kieler Haus & Grund-Mitglieder beteiligen sich an innerstädtischem Bauprojekt

Noch wirkt es sehr schematisch. So 
soll es nach Willen von Haus & Grund 
an der Hörn aber nicht bleiben.
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LÜBECK HAT DIE WAHL

Bürgermeisterkandi-
daten stellen sich vor
� VERBAND & VEREIN | 9

Verbandstag vor 
der Landtagswahl

❱❱ Das Haus an der Förde – unser Lan-
desparlament. Dies Bild steht symbo-
lisch für zwei wichtige Ereignisse: Den 

inzwischen ausgebuchten Verbands-
tag von Haus & Grund Schleswig-Hol-
stein am 28. April in Kiel und die Land-

tagswahl am 7. Mai. Was die Parteien 
nach der Wahl in Sachen Grundeigen-
tum vorhaben, lesen Sie auf den Seiten 

zwei und drei. Auf jeden Fall aber ist ei-
nes klar: Wer nicht zur Wahl geht, darf 
sich hinterher auch nicht beklagen. LV

MINISTERBESUCH

Stefan Studt und die 
Gaardener Vermieter
� VERBAND & VEREIN | 4

❱❱ Wie anders, als durch die Inan-
spruchnahme ungenutzter Flächen, 
könnte neuer Wohnraum innerhalb 
eines geschlossenen Stadtgebietes ge-
schaffen werden. Denn niemand will 
noch weitere Trabantensiedlungen 
an den Stadträndern, mit all den da-
mit verbundenen Negativerscheinun-
gen. Nur durch eine maß(stabs)volle 
Verdichtung kann Wohnraum mit ur-
baner Qualität entstehen. Genau das 
ist Ziel des nun von der Landeshaupt-
stadt Kiel herausgegeben Wohnbau-

flächenatlas.  Aus Sicht des Kieler Ver-
eins kann man dessen Ziele nur unter-
stützen. Deshalb wurden investitions-
bereite Mitglieder bereits angeschrie-
ben. Denn schon seit langem appelliert 
Haus&Grund an die Landeshaupt-
stadt, bei der Vergabe von Flächen, 
private Grundeigentümer als Inves-
toren zu berücksichtigen und nicht 
immer nur an große Unternehmen 
zu denken. Und eines darf auf keinen 
Fall passieren: Dass die private Woh-
nungswirtschaft dadurch ins Hin-

tertreffen gerät, weil man meint, mit 
einer kommunalen Wohnungsgesell-
schaft besser zu fahren. Michael Voigt-
länder, Immobilienexperte am Insti-
tut der deutschen Wirtschaft, sieht 
das genauso. Er hat auf Basis von 

300.000 Wohnungsinseraten in den 
zehn größten Städten Nordrhein-West-
falens untersucht, wie die Mieten bei 
verschiedenen Anbietern ausfallen. 
Sein Fazit: „Die Durchschnittsmieten 
bei privaten Wohnungsunternehmen 
sind ähnlich wie etwa bei öffentlichen 
Verwaltern.“ Auch kommunale Gesell-
schaften schauten inzwischen auf die 
Rendite. Das dürfte sich angesichts 
der unterfinanzierten Kommunen so 
schnell auch nicht ändern. 

Wer sich nun beim Wohnungsbau 
in Kiel engagieren möchte, dem sei In-
formation angeraten. Noch hätte man 
Chancen. 

↘ Ein erster Schritt geht übers Netz: 
ratsinfo.kiel.de, Stichwort „Wohnbau-
flächenatlas“. Der zweite führt dann zur 
Beratung in die Vereinsgeschäftsstelle.

VON VOLKER SINDT

❱❱ Geht es um die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt, fallen offensichtlich im-
mer mehr Tabus. Und das nicht nur in 
Talkshows.

Eine Berliner Initiative will zum Bei-
spiel im Bundesrat für die Verschär-
fung des Kündigungsschutzes sogar 
bei Zahlungsverzug werben. Der woh-
nungspolitische Sprecher der Berliner 
Linken begrüßt gleichzeitig die Exis-
tenz einer Enteignungsbehörde und 
sieht in Bezug auf Abs. 3 von Art. 14 
des Grundgesetzes ganz neue Möglich-
keiten. Heißt es doch dort: „Eine Ent-
eignung ist nur zum Wohle der Allge-
meinheit zulässig.“ Also folgert er da-
raus, dass sie zumindest auch nicht 
unmöglich sei. Aber weiter: Die CDU 
fordert die Auskunftspflicht für Ver-
mieter über gezahlte Mieten und folgt 
im Mietrecht den Sozialdemokraten. 
Vielstimmig wird wegen des Niedrig-
zinsniveaus die Senkung von Moderni-
sierungsumlagen verlangt. Da braucht 
der Vermieter doch nicht so viel Geld. 
Andererseits werden kostenträchtige 
Regulierungen zur Wärmedämmung, 
zu Mietpreisen und Sanierungen auf 
den Weg gebracht. 

Zu allem Übel drängt sich vielen der 
Eindruck auf, als würde die Rechtspre-
chung in den letzten Monaten beson-
ders mieterfreundlich entscheiden. 

Der beunruhigte Eigentümer fragt 
sich: Wie weit unterliegt das private 
Grundeigentum eigentlich noch der 
Schutzgarantie des Staates? Ist mein 
Haus, ist meine Wohnung noch Privat-
sache?

Ja, sie sind es! Nicht nur wegen 
der im Grundgesetz verankerten Ei-
gentumsgarantie, die schließlich wei-
terhin gilt. Obwohl das Bundesver-
fassungsgericht bereits vor über 20 
Jahren die gemietete Wohnung ver-
fassungsrechtlich auch als Eigentums-
recht im Sinne eines vermögenswer-
ten Rechts eingeordnet hat. Der Mie-
ter ist zwar nicht Eigentümer, aber er 
ist Besitzer. Aus dieser Position heraus 
versucht die Politik angesichts der 
veränderten Marktlage, die Interessen 
neu zu gewichten. 

Die eigentlichen Ursachen werden 
aber nur lauwarm angegangen. Statt 
Wohnraum zu schaffen, wirkt man auf 
den Bestand ein. Das ist so, wie wenn 
man bei einer Ernährungskrise statt 
für zusätzliche Lebensmittel zu sor-
gen, den Dünger rationiert.

Trotzdem: Der private Vermieter ist 
für einen ausgeglichenen Wohnungs-
markt unverzichtbar. Zieht man sogar  
die eigengenutzten Immobilien ab, lie-
fert er mit rund 60 Prozent des Woh-
nungsmarktes das weitaus größte An-
gebot. Dennoch sollten sich Vermieter 
weiterhin auf strengere Regelungen 
einstellen. „Je größer die Wohnungs-
not, desto tiefer könnten die Eingriffe 
in das Vermögensrecht des Vermieters 
gehen“, so der Rechtswissenschaftler 
Alexander Blankenagel von der Ber-
liner Humboldt-Universität. Er erin-
nert an die konservative Adenauer-Zeit 
der fünfziger Jahre. Damals fanden 
die tiefsten Eingriffe statt. Wohnun-
gen oder einzelne Zimmer wurden be-
schlagnahmt, um Kriegsflüchtlinge 
unterzubringen. Die heutige Lage ist 
allerdings eine andere und mit damals 

nicht vergleichbar. Noch nicht. Aber 
erste, gar nicht so zaghafte Rufe wer-
den bereits hörbar.

Geholfen haben seinerzeit vor allem 
zwei Dinge. Erstens: Es wurde gebaut, 
gebaut, gebaut. Zweitens: Die Eigen-
heimförderung erreichte einen nie da-
gewesenen Höhepunkt. Bauen wollen 
die privaten Eigentümer, wenn man 
sie nur ließe und ihnen die gleichen 
Chancen einräumte, wie den Woh-
nungsunternehmen. Und drittens: 
Das Eigenheim als Grundsäule in der 
Wohnraumversorgung neben den Pri-
vatvermietern und den Wohnungsun-
ternehmen bedarf wieder verstärkter 
Aufmerksamkeit und größerer Förde-
rung. 

Die Senkung der Grunderwerbsteu-
er wäre dazu ein erster und wirksamer 
Anfang. Der Verzicht auf Straßenaus-
baubeiträge verbessert die Planungs-
sicherheit von Eigenheimern. Stra-
ßenunterhaltung ist ohnehin Sache 
der Allgemeinheit und wäre über die 
Grundsteuer gerechter zu verteilen. 
Statt in Asphalt zu investieren, könn-
te der Eigentümer so seine Immobilie 
zukunftsfähig halten und im Sinne ei-
nes mieterfreundlich vielfältigen An-
gebots marktgerecht gestalten.

Was Leitlinie bleiben muss
Die Eigentumsgarantie als Grundsäule der Wohnraumversorgung

Privatinvestitionen 
sind jetzt gefragt

Haus & Grund Kiel ruft Mitglieder zum Bauen auf

Ein Lageplan zeigt die ganze Wahrheit. 
Auch alle Freiflächen. LH KIEL

 Je größer die Woh-
nungsnot, desto tiefer  
gehen die Eingriffe in die 
Rechte die Vermieters. 

Alexander Blankenagel, Rechtswissen-
schaftler, Berliner Humboldt-Universität

Das neue Magazin  
ist da, diesmal mit 
dem Thema „Leben 
auf dem Land“. Haus & Grund in 
Schleswig-Holstein, das heißt, vie-
le Ortsvereine im ländlichen Raum.
Denn dort lebt es sich gut, wie man 
in unseren Reportagen sehen kann.
Das Magazin war nicht mit dabei?
Dann wenden Sie sich bitte an die 
Redaktion, Telefon 0431 6636-218.
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WICHTIGE TERMINE

Haus & Grund Rendsburg: 
MV mit Vortrag zur Stadt 
Hotel Hansen 9.5. 19:00
Mehr Information auf Seite 9

Haus & Grund Mölln: 
JHV mit Wahlen 
Quellenhof 10.5. 19:00
Mehr Information auf Seite 4

Haus & Grund Pinneberg: 
JHV mit Vortrag 
Cap Polonio 11.5. 19:00
Mehr Information auf Seite 4

LANDTAGS
WAHL 2017WAHL 2017

ZWISCHENRUF

Gesundheits-Taliban 
auf dem Vormarsch
� POLITIK & WIRTSCHAFT | 2

WAHL-FREIHEIT

Was nach der Wahl 
auf uns zukommt
� POLITIK & WIRTSCHAFT | 2
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❱❱ Schlechte Nachrichten für Einbre-
cher: Die Landesregierung hat im Rah-
men der Umsetzung ihres 100-Tage- 
Programms die Mittel für Maßnah-
men zur Bekämpfung des Einbruch-
diebstahls aufgestockt. Damit steht 
für Hauseigentümer eine weitere Mil-
lion Euro zur Verfügung. „Wir setzen 
damit einen für uns sehr wichtigen 
Punkt des Koalitionsvertrags und des 
100-Tage-Programms der Landesregie-
rung um. In diesem Zusammenhang 
ist das Einbruchschutzprogramm ein 
wichtiger Baustein“, so Innen-Staats-
sekretärin Kristina Herbst. 

Die Erfahrungen mit dem von 
Haus & Grund Schleswig-Holstein in-
itierten und seit Oktober 2016 lau-
fenden Programm zeigten den gro-
ßen Bedarf. Bislang haben 1923 Haus-
halte von Förderungen in Höhe von 
insgesamt 2,014 Millionen Euro bei  
Investitionen zum Einbruchschutz 
profitiert. Das Gesamtvolumen betra-
ge derzeit 10,7 Millionen Euro.

Haus & Grund Schleswig-Holstein be-
grüßt, dass der Ministerpräsident zu 
seinem Wort steht und mit der Auf-

stockung des von der Vorgängerregie-
rung aufgelegten Programms die Be-
kämpfung der Einbruchskriminalität 
weiter intensiviert. Jeder Eigentümer 
hat nun die Chance, etwas für die ei-
gene Sicherheit zu tun. Nur muss man 
sich darum dann auch kümmern. Gern 
informieren die Ortsvereine und der 
Landesverband über das Programm 
und seine Einzelheiten.   

Förderanträge können bei der In-
vestitionsbank Schleswig-Holstein ge-
stellt werden. Antragsberechtigt ist 
jede Person, die Eigentümer einer Be-
standsimmobilie ist und selbst darin  
wohnt. Die Fördermaßnahmen unter-
stützen unter anderem den Einbau 
und die Nachrüstung von Sicherheits- 
technik bei Fenstern und Türen sowie 
die Installation von Alarmanlagen. Sie 
sind kombinierbar mit Maßnahmen 
zur Barrierefreiheit und zur Energieef-
fizienz. Informationen zum Programm 
bietet die Investitionsbank auf ihrer 
Internetseite www.ib-sh.de
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BLUME DES JAHRES

Zarte Schönheit  
ganz in Rot
� HAUS & GARTEN | 14

GRUNDSTEUERN

Ersatz für Straßen-
ausbaubeiträge?
� POLITIK & WIRTSCHAFT | 2

SONDERTHEMA

Die NordBau steigt 
aufs Dach
� ANZEIGENSONDERTHEMA | 9-12

WICHTIGE TERMINE

Haus & Grund Kiel:  
Infoveranstaltung 
Provinzial  5.9. 19:00 
Mehr Information auf Seite 5

Haus & Grund Lübeck:  
Infoveranstaltung 
Hotel Holiday Inn  11.9. 19:00 
Mehr Information auf Seite 4

Haus & Grund Eutin:  
Jahreshauptversammlung 
Brauhaus  11.9. 19:00 
Mehr Information auf Seite 6

HAUS & GRUND AKADEMIE

Rechtsanwaltsseminar: Neues zum 
Mietrecht
Referent: RA Dr. Klaus Lützenkirchen
29. September, 9:00 bis 18:00 
Hotel Birke, Kiel
Infos und Anmeldung:  
www.haus-und-grund-sh.de oder  
über Ronja Doose, 0431 66 36 110

Vermieterseminar Teil I: Einführung 
in das Wohnraummietrecht
Referenten: RA Kujath, RAin Weber 
und RAin Höcke
18. November, 9:30 bis 17:00 
Hotel Birke, Kiel
Infos und Anmeldung:  
www.haus-und-grund-sh.de oder  
über Ronja Doose, 0431 66 36 110

FOTOS DIESE SPALTE: ISTOCK / HOLSTENHAL- 
LEN NMS GMBH/ LOKI-SCHMIDT-STIFTUNG
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Redaktion 0431 66 36 218
E-Mail info@haus-und-grund-kiel.de
Anzeigen 0431 66 36 202
Impressum Seite 12

Mehr Schutz gegen Einbrecher
Landesregierung stockt Programm der Vorgängerregierung auf

❱❱ „Man lernt nie aus“. Unter die-
sem Motto veranstaltet Haus & Grund 
Schleswig-Holstein seine erfolgreiche  
Seminarreihe. Für den juristischen  
Laien besonders geeignet ist das Ver-
mieterseminar Teil I am 18. November. 
Hier geht es um Mietvertrag, Betriebs-
kosten, Mieterhöhung und die Beendi-
gung von Mietverhältnissen.

Wer hingegen zum Beispiel als 
Rechtsanwalt oder gewerblicher Ver-
mieter tätig ist, dem sei das Semi-
nar „Neues zum Mietrecht“ empfoh-
len. Am 29. September geht es dort 
um die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes und der Oberlandesge-
richte sowie deren praktische Auswir-
kungen. Hierzu erhalten Rechtsanwäl-
te einen Nachweis über 7,5 Zeitstun-
den und so die Möglichkeit, die Hälfte 
ihrer Pflichtfortbildungen nach § 15 
FAO wahrzunehmen. Weitere Informa- 
tionen zu Anmeldung, Uhrzeiten und  
den Kosten gibt es in der Spalte „Haus &  
Grund Akademie“ auf dieser Seite.

Erstklassige 
Fortbildung

VON VOLKER SINDT

❱❱ Die Landesregierung ist noch kei-
ne zwei Monate im Amt und schon hat 
das für den Wohnungsbau zuständige 
Fachministerium zu einem ersten Ge-
spräch eingeladen. Alexander Blažek, 
der Vorsitzende von Haus & Grund 
Schleswig-Holstein, traf sich vor einer 
Woche mit Innenminister Hans-Joa-
chim Grote in dessen Büro. Mit dabei: 
Staatssekretärin Kristina Herbst und 
NHZ-Redaktionsleiter Volker Sindt. Es 
ist nicht selbstverständlich, so schnell 
Gehör bei den Spitzen des Landes zu 
bekommen.

„Wir können die Probleme nicht mit 
den Denkmustern lösen, die zu ihnen 

geführt haben.“ Grote selbst weist auf 
eine auf seinem Besprechungstisch ste-
hende Tafel hin. Dieses Zitat von Albert  
Einstein ist ihm wichtig, wie sich bald 
herausstellt. 

Die Mietpreisbremse  
ist gescheitert 

Für Haus & Grund steht naturgemäß 
die Wohnungspolitik im Vordergrund. 
Grote sieht die Abschaffung der Miet-
preisbremse positiv und stellt sich 
damit hinter den Erfolg von Haus & 
Grund. Sie habe nichts gebracht und 
besonders die privaten Vermieter be-
troffen. „Mit Restriktionen schafft man 
keinen Wohnraum,“ so Grote. Dass 
mehr gebaut werden muss, sieht er 

durchaus. Man schaffe damit aber im-
mer auch zusätzlichen Bedarf. Dort, wo 
neue Wohnungen entstünden, müsse  
man in unserer mobilen Gesellschaft 
mit einer über den eigentlichen Bedarf 
hinausgehenden Nachfrage rechnen. 

Grote denkt in der Wohnraumfra-
ge an andere, neue Lösungen. Er fragt 
sich, ob die Landflucht umgekehrt wer-
den kann. Dazu müssten bestimmte 

Voraussetzungen erfüllt werden. Zum 
Beispiel die Verbesserung der Mobili-
tät, insbesondere im öffentlichen Nah-
verkehr. Die Menschen müssen in der 
Lage sein, vom Lande aus auch mit 
Kindern oder im Alter die Städte zu 
erreichen. Besonders wichtig ist ihm 
die flächendeckende Versorgung mit 
Breitbandnetzen. Viele Arbeitsplätze 
könnten so in ländlichen Gemeinden 
geschaffen werden. Die heutige Ar-
beitswelt lasse es zu, nicht unbedingt 
vom Büro, sondern auch von zuhause 
aus arbeiten zu können; in seinen Au-
gen ein wichtiger Faktor für berufstä-
tige Mütter und Väter. Die Landesre-
gierung will hier aufs Tempo drücken 
und die zeitlichen Zielvorgaben deut-
lich verkürzen. „Wir brauchen gleiche 
Lebensbedingungen in allen Teilen un-
seres Landes“, fordert der Minister.

Blažeks Auffassung, die Ortzentren 
aktivieren zu müssen, teilt auch er. 
Angesichts des Drucks durch den In-
ternethandel könne man dort Laden-
flächen nur schwer vermieten. Man 
müsse die Kommunen sensibilisieren, 
sich mit der Umgestaltung und anders- 
artigen Nutzung auch zu Wohnzwe-
cken zu beschäftigen.

Neue Wege bei den Kommunen

Auch in kommunalen Fragen neigt  
Grote zu neuem Denken. So sollten 
alle Kommunen selbst entscheiden 
können, wie und wo gebaut wird: Die 
Bebauung in der zweiten Reihe müs-
se eine echte Alternative sein. Mit-
wachsende Häuser, die der jeweiligen 
Lebensphase angepasst werden kön-
nen, unterstützen die von der Lan- 
desregierung besonders propagierte  
Eigentumsbildung; immer noch die 
beste Altersvorsorge, so Grote und 
Blažek übereinstimmend. Neue Wege 
sieht Grote bei der Erhebung von  
Straßenausbaubeiträgen. Eine ent-
sprechende Überarbeitung des Finan-
zausgleichsgesetzes kündigt er an. Die 
Kommunen sollen nicht über den Weg 
des Finanzausgleichs bestraft werden, 
wenn sie Straßenausbaubeiträge ab-
schaffen. Mit diesen Schritten ist das 
Ministerium den Forderungen von 
Haus & Grund ein ganzes Stück ent-
gegen gekommen. Insgesamt war das  
Gespräch ein guter Auftakt zu einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit mit 
dem für Haus & Grund so wichtigen 
Ministerium.

Alexander Blažek bei Innenminister Hans-Joachim Grote (Mitte) und Staatssekretärin Kristina Herbst (rechts).  PETER LÜHR

Neue Denkmuster 
helfen Probleme lösen

Erstes Gespräch zwischen Haus & Grund und Innenminister Grote

 „Wir brauchen gleiche 
Lebensbedingungen  
in allen Teilen unseres 
Landes.“

War es nur die Morgenzeitung oder ein 
Einbrecher? Besseren Einbruchsschutz 
bieten technische Lösungen. ISTOCK

V E R B A N D S P O L I T I S C H E  M O N AT S Z E I T U N G  F Ü R  I M M O B I L I E N E I G E N T U M  I N  S C H L E S W I G  -  H O L S T E I N

❱❱ Neue Herausforderungen bedür-
fen neuer Wege. Das stellten Vertreter 
von Haus & Grund Schleswig-Holstein 
und der Verbraucherzentrale Schles-
wig-Holstein in einem Anfang Septem-
ber geführten gemeinsamen Gespräch 
fest. Es ging dabei um die optimale 
Energieberatung von Eigentümern im 
Allgemeinen und Haus & Grund-Mit-
gliedern im Besonderen. Beide Ver-
bände werden ab sofort im Rahmen ei-
ner Kooperation die persönliche Bera-
tung rund um Energie und Energieein-
sparung auf ganz neue Beine stellen. 
Dabei geht es nicht um die Erstellung 
von Energieausweisen, sondern um die 

Information und Au� lärung von Ei-
gentümern vor Ort. Themen wie der 
Wechsel des Strom- oder Gasanbie-
ters, Fördermi� el, Prüfung von Ener-
gieabrechnungen oder der Vergleich 
von Handwerkerangeboten gehören 
dazu. Derzeit bietet die Verbraucher-
zentrale Schleswig-Holstein eine per-
sönliche Beratung an 21 Standorten im 
Lande an. Und das nicht durch irgend-
wen, sondern quali� ziert durch Archi-
tekten, Ingenieure und vergleichbare 
Fachleute. 

Haus & Grund Schleswig-Holstein 
will so noch mehr Qualität in die tech-
nische Beratung seiner Mitglieder 

bringen. Die landesweit bereits zahl-
reich vorhandenen Standorte dieser 
Berater kommen besonders den Mit-
gliedern in den kleinen Gemeinden 
und ländlichen Regionen entgegen. 
Eine Beratung kostet ganze 7,50 Euro 
für die Dreiviertelstunde. Wer mehr 
wissen will, kann sich durch eine Ener-
gieberatung am eigenen Haus einen 
Überblick verscha� en. Strom- und 
Wärmeverbrauch, die Heizungsanlage 
und die Gebäudehülle werden geprü� . 
Sparpotenziale werden aufgedeckt und 
Empfehlungen geliefert. Diese Bera-
tung kostet für Mitglieder 20 Euro. Bei 
besonders schwierigen Fällen, wo eine 
intensivere Begutachtung erforder-
lich ist, kommt der Energiefachmann 
im Rahmen eines Detail-Checks für 
40 Euro ins Haus.

Für weitere Informationen steht 
Haus & Grund Schleswig-Holstein 
ebenso zur Verfügung wie die Verbrau-
cherzentrale Schleswig-Holstein. Die 
Terminvergabe, für alle geschilderten 
Angebote obligatorisch, erfolgt unter 
der Nummer 0431 5 90 99 40 bei der 
Verbraucherzentrale in Kiel. Verbands-
vorsitzender Alexander Blažek plant 
gemeinsam mit der stellvertretenden 
Geschä� sführerin der Verbraucher-
zentrale Margrit Hintz weitere An-
gebote in enger Zusammenarbeit mit 
den Ortsvereinen.
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DEN HERBST VERGESSEN

Mehr Farbe in den 
herbstlichen Garten 
▶ HAUS & GARTEN | 13

ENERGIE & MEHR

Modernisierung als 
Dauerthema
▶ ANZEIGENSONDERTHEMA | 9-12

WICHTIGE TERMINE

Haus & Grund Lübeck: 
Infoveranstaltung
Hotel Holiday Inn  10.10. 19:00
Mehr Information auf Seite 4

Haus & Grund Kiel: 
Infoveranstaltung
Provinzial  10.10. 19:00
Mehr Information auf Seite 5

Haus & Grund Barmstedt: 
Infoveranstaltung
Kulturschusterei  12.10. 19:00
Mehr Information auf Seite 7

HAUS & GRUND AKADEMIE

Rechtsanwaltsseminar: Neues zum 
Mietrecht
Referent: RA Dr. Klaus Lützenkirchen
29. September, 9:00 bis 18:00
Hotel Birke, Kiel
Infos und Anmeldung: 
www.haus-und-grund-sh.de oder 
über Ronja Doose, 0431 66 36 110

Vermieterseminar Teil I: Einführung 
in das Wohnraummietrecht
Referenten: RA Kujath, RAin Weber 
und RAin Höcke
18. November, 9:30 bis 17:00
Hotel Birke, Kiel
Infos und Anmeldung: 
www.haus-und-grund-sh.de oder 
über Ronja Doose, 0431 66 36 110
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VON VOLKER SINDT

❱❱ Ein wenig ratlos steht unser 
Hauseigentümer vor der Wahlur-
ne. Der gesamte Wahlkampf droh-
te sich auf die Frage „Merkel oder 
Schulz?“ zu reduzieren. Den letz-
ten Umfragen zufolge scheint die 
Kanzler(innen)frage nahezu ge-

klärt. Eine neue politische Farbenlehre 
erschwert aber die Voraussage, welche 
Parteien die neue Bundesregierung 
bilden. Im Angebot sind: Eine erneu-
te Große Koalition, also Schwarz-Rot 
oder Rot-Schwarz, je nach Wahlaus-
gang. Glaubt man den Umfragen, ist 
das in der Bevölkerung die beliebtes-
te Variante. Für viele ist sie Synonym 
für Kontinuität und gediegenes Regie-
rungshandeln. Jedoch sollte eine Gro-
ße Koalition nur Ausnahme und nicht 
der Regelfall sein. Am jetzt zu Ende 
gehenden Wahlkampf lässt sich beo-
bachten, dass bei beiden Partnern ge-
wisse Ermüdungserscheinungen ein-
getreten sind. Das so genannte Duell 
zwischen Merkel und Schulz ha� e die-
sen Namen kaum verdient. Es war eher 
eine so�  moderierte Gesprächsrunde. 
Gegensätzliches herauszuarbeiten, ist 
schwierig, wenn beide „Duellanten“ im 
hohen Maße Verantwortung für die 
Ergebnisse der letzten Regierungsjah-
re tragen. 

Für den Wähler gibt es nun eine 
neue Farbenlehre, und damit eine Rei-
he von  Möglichkeiten zum Ausmalen 
des kün� igen Regierungsbildes. Frü-
her war das anders, es gab Schwarz, 
Rot und Gelb und das war gut so. Jahr-
zehntelang war es gut, weil es dem 
Wähler genügte. Jetzt sind die Far-
ben Dunkelrot, Grün und seit Kur-
zem das Blau der AfD hinzugekom-
men. Keine der anderen Parteien will 
in ihrem kün� igen Regierungsbild die 
Farbe Blau verwenden und verkündet 
dies bei jeder Gelegenheit. Also macht 
es für den privaten Grundeigentü-
mer Sinn, die Stimme denjenigen Par-
teien zu geben, die mit einiger Wahr-

scheinlichkeit an der kün� igen Bun-
desregierung beteiligt sein könnten. 
Bunt genug ginge es dann unter Um-

ständen im Parlamet immer noch zu. 
Die Zeiten absoluter Mehrheiten der 
ehemaligen Volksparteien SPD und 
CDU/CSU sind längst vorbei. Man 
mag das bedauern, denn es erschwert 
das Regieren, ist aber nun mal Reali-
tät. Der etwas ratlose Eigentümer auf 
unserem Bild muss sich zudem ent-
scheiden, von wem er nicht regiert 
werden will. Damit sind wir bei der 
Linken. Ihr Parteiprogramm wird 
sicherlich nur für die wenigsten Mit-
glieder von Haus & Grund Schleswig-
Holstein a� raktiv sein. 

Ob es kün� ig wieder nur  zu Schwarz-
Rot oder für Schwarz-Gelb reicht, Rot-

Grün eine Chance hat oder gar die 
„Ampel“, ob Schleswig-Holstein mit 
dem Jamaika-Bündnis eine Vorbild-
rolle erlangt, das alles ist völlig o� en. 
Sehr groß ist die Gruppe der Unent-
schlossenen. Die wollen wir mit unse-
rer Berichtersta� ung auf den Seiten 
zwei und drei dazu anregen, zur Wahl 
zu gehen, sich zuvor aber mit den Par-
teien und ihren Antworten auf unsere 
Fragen zu beschä� igen. Eine bessere 
Übersicht über die Haus- und Grund-
eigentümer interessierenden Punkte 
wird anderenorts kaum zu � nden sein.  
Sie ist einfach zu lesen und dür� e gute 
Hinweise für Ihre Wahlentscheidung 
liefern.

Zuhause zu bleiben, wäre nicht ok.

Eine große und leider wachsende 
Gruppe von Wahlentscheidern bleibt 
auch am kommenden Sonntag zuhau-
se. Haus & Grund hält dies für keinen 
guten Entschluss. Die über Generatio-
nen von unseren Vorfahren erkämpf-
ten demokratischen Grundrechte ver-
p± ichten zu wenigstens einem Min-
destmaß an aktiver Teilnahme. Es ist 
absolut falsch, zu sagen, es komme auf 
die eine Stimme nicht an und „die da 
oben“ machen sowieso, was sie wol-
len. Es ist nicht nur Unsinn, es ist zu-
dem ungerecht. Ungerecht gegenüber 
den ernstha� en und ehrlichen Politi-
kern. Vor allem gegenüber den künf-
tigen Generationen. Denn wir sollten 
ihnen ein Land hinterlassen, das von 
denen regiert wird, die wir ausgewählt 
haben zum Erhalt einer lebendigen 
Demokratie. Ein Blick über den Teller-
rand hinaus und nur wenig über 1.000 
Kilometer weiter zeigt, wie schnell die 
Freiheit, auch die des Eigentums, ihr 
Ende � nden kann. Uns könnte es ei-
nes Tages ebenso ergehen, wenn wir 
unaufmerksam sind und gleichgültig 
werden. Also: Geben wir unsere Stim-
me den Parteien, bei denen die deut-
sche Demokratie und damit Einigkeit 
und Recht und Freiheit am besten auf-
gehoben sind.

Wie bunt wird 
es werden? 
Es liegt an uns, wer uns wie regiert

Den technischen Sachverstand nutzen
Neue Kooperation zwischen Haus & Grund und der Verbraucherzentrale

❱❱ Mit dem Herbst kommt die Zeit, da 
mag der Eigentümer und vielleicht be-
sonders die Eigentümerin weniger an 
den Garten und mehr an das Zuhau-
se, also die Innenräume denken. Wie 
wäre es zum Beispiel mit neuen Gar-
dinen? Oder einem schicken neuen 
Teppichboden fürs Schlafzimmer? Da 
könnte doch die seit Monatsanfang 
bestehende Kooperation zwischen 
Haus & Grund Schleswig-Holstein und 
dem Traditionsunternehmen „Knut-
zen Wohnen“ mit ins Spiel kommen. 
Mit 25 Standorten in Schleswig-Hol-
stein ist es eines der am häu� gsten 
anzutre� enden Einrichtungshäuser 
im Lande. Früher auf Teppiche und 
Teppichböden beschränkt, bewegt 
sich die Auswahl hin zu einem Voll-
sortiment.

Warum der Landesverband auf 
dieses Unternehmen hinweist, wird 
schnell klar: Alle Mitglieder erhalten 
nämlich bei Vorlage der Mitgliederkar-
te einen Raba�  von fünf Prozent. Aller-
dings muss es die gültige Mitgliederkar-
te des Landesverbandes sein. Nur die 
kann „Knutzen“ raba� ieren. Fragen, 
ob Ihr Mitgliedsausweis unter die-
se Kategorie fällt, beantworten die 
Ortsvereine. Haus & Grund Schleswig-
Holstein verbessert damit landesweit 
erneut sein Leistungsangebot für die 
Mitglieder.

Vorteilspreise 
für Mitglieder

4.828 
Bürgerinnen und Bürger 
kandidieren am Sonntag, 
den 24. September zur 
Bundestagswahl 2017 in 
42 Parteien. 

Der Bundeswahlleiter 

Vorteile für alle Haus & Grund-Mitglieder ausgehandelt: Margrit Hintz von der 
Verbraucherzentrale SH mit Alexander Blažek, Haus & Grund.  VOLKER SINDT

MEIN 
HAUS & GRUND

Grün in
der Stadt
Tolle Fotoreportagen 
rund um das Thema 
„Grün in der Stadt.“ 
Wir besuchen gemeinsam mit Ihnen 
unter anderem Lübeck, Plön oder 
Kiel. Ganz besonders beeindruckend 
sind die Bilder, die unser Team aus 
der dänischen Kulturhauptstadt 
Aarhus mitgebracht hat. Alles in al-
lem schöne Beispiele für mehr Grün 
in den Städten. Nicht umsonst grei£  
der Gedanke des „urban gardenings“ 
immer mehr Raum. Sie haben das 
He£  nicht erhalten? Dann informie-
ren Sie uns bi¥ e: 0431 6636-218.

▶ BEILAGE IM BLATT

VON VOLKER SINDT

❱❱

Hauseigentümer vor der Wahlur-
ne. Der gesamte Wahlkampf droh-
te sich auf die Frage „Merkel oder 

klärt. Eine neue politische Farbenlehre 

Tolle Fotoreportagen 
rund um das Thema 

Wir besuchen gemeinsam mit Ihnen 

Mein Haus & Grund
Eigentum. Schutz. Gemeinschaft.

Schleswig-Holstein

Grün in 
der Stadt

Entsiegelt
Grüne Insel statt  

Asphalt

Rausgebaut
Durchgrüntes Leben  

im Obergeschoss

Freiräume
Stadtgemeinschaft  

durch mehr Grün

Grün nach 
oben
Der Natur ein Stück  

zurückgeben

BUNDESTAGS
WAHL 2017WAHL 2017

VOR DER WAHL

Was die Parteien 
sagen wollen
▶ POLITIK & WIRTSCHAFT | 2-3

Mediadaten 2020
Die Norddeutsche Hausbesitzer Zeitung (NHZ) ist das Verbandsorgan von 
Haus & Grund Schleswig-Holstein, der Interessenvertretung privater Immobilien-
eigentümer/innen. Die NHZ erscheint monatlich. Mit dieser Zeitung sprechen 
Sie direkt unsere Mitglieder, die Eigentümerinnen und Eigentümer von Mehrfa-
milienhäusern, Eigentumswohnungen und selbstgenutzten Immobilien an. Auch 
Kauf- und Bauinteressenten gehören zu unseren Leserinnen und Lesern. Darü-
ber hinaus erreichen Sie die Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung. Für 
die Mitglieder von Haus & Grund Schleswig-Holsteins ist der Bezug der Zeitung 
im Mitgliedsbeitrag enthalten. Die Au� age beträgt aktuell 67.500.
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